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Umweltfördermaßnahmen in der Landwirtschaft –
Teilnehmerauswahl durch Ausschreibungen?
KARIN HOLM-MÜLLER, VOLKER RADKE, JÜRGEN WEIS
Agri-environmental Programs –
Using Auctions to Select Participants?
Agri-environmental programs offering uniform payments to farmers
achieved only low participation ratios in some regions whereas, in
other regions, windfall profits arose. Auctions leading to individual
payments equal to farmers’ bids could solve this problem. Simula-
tions showing auctions’ efficiency gains are based on critical assump-
tions though. In this article the validity of these assumptions is dis-
cussed for different auction designs and different subprograms. We
find that extensification programs offer the best conditions for suc-
cessful auctions. However, it seems counterproductive to use auc-
tions for choosing among different areas in environmental contract-
ing.
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Zusammenfassung
Pauschale Prämien in den Agrarumweltprogrammen haben in man-
chen Regionen nur wenige Landwirte zur Teilnahme bewegt, in ande-
ren Regionen kam es dagegen zu Mitnahmeeffekten. Ausschreibun-
gen, bei denen die ausgewählten Teilnehmer entsprechend ihren Ge-
boten honoriert werden, könnten dieses Problem lösen. Allerdings
basieren die Simulationen von Ausschreibungsmechanismen, die de-
ren theoretische Vorteilhaftigkeit zeigen, teilweise auf kritischen An-
nahmen. In diesem Beitrag diskutieren wir die Gültigkeit der Annah-
men für unterschiedliche Agrarumweltprogramme und für unter-
schiedliche Ausgestaltungen des Verfahrens. Besonders günstige
Bedingungen für Ausschreibungen weisen Grünlandextensivierungs-
programme aus, während sich Maßnahmen des Vertragsnaturschut-




Seit Mitte der 80er Jahre wurden im gesamten Bundesgebiet
Umweltschutzprogramme für die Landwirtschaft aufgelegt.
Landwirte können sich seither vertraglich beispielsweise zu
einer Reduzierung des Düngereinsatzes oder zur Berücksich-
tigung spezieller Produktionsauflagen (z.B. zur Einhaltung
von Nutzungsterminen im Grünland) verpflichten. Im Ge-
genzug erhalten sie eine pauschale Prämie, deren Höhe sich
nach dem durch die Teilnahme verursachten Einkommens-
entgang eines durchschnittlichen Betriebs richtet (vgl.
PLANKL, 1998). Landwirte werden auf diese Weise für öko-
logische Leistungen mit Kollektivgutcharakter entlohnt, wie
z.B. für die Erhaltung eines orchideenreichen Kalkmager-
rasens oder für die Minderung der Stickstoffemissionen im
Ackerbau. War das Fördervolumen anfangs bescheiden, so
haben die Maßnahmen hinsichtlich der verausgabten Mittel
und der einbezogenen Fläche bundesweit inzwischen einen
beträchtlichen Umfang erreicht (vgl. PLANKL, 1998). Das
Spektrum der Maßnahmen reicht von der Extensivierung in
der Grünlandwirtschaft oder im Ackerbau über den ökologi-
schen Landbau bis zu speziellen Vertragsnaturschutzpro-
grammen für bestimmte wertvolle Biotope.
Kritisiert wird an den existierenden Agrarumweltpro-
grammen vor allem, dass die Zahlung pauschaler Prämien
volkswirtschaftlich nicht effizient ist (vgl. z.B. AHRENS,
LIPPERT, RITTERSHOFER, 2000): Es gibt Landwirte, die auch
ohne Prämien extensiv wirtschaften. Bei ihnen führt die Prä-
mie zu keiner Verhaltensänderung, sondern hat den Cha-
rakter reiner 'windfalls'. Möglicherweise übersteigen die
Prämien das entgangene Einkommen so deutlich, dass es zu
unerwünschten Einkommenstransfers kommt. Bei manchen
Betrieben hingegen, die in Gunstlagen intensiv wirtschaften
und deren Teilnahme daher zu einer deutlichen Umweltent-
lastung führen würde, kann der Einkommensrückgang durch
die Prämie nicht ersetzt werden (vgl. VAN DER HAMSVOORT,
LATACZ-LOHMANN, 1996). Diese Betriebe nehmen nicht teil.
Die Folge ist, dass begrenzte finanzielle Mittel nicht effizient
eingesetzt werden.
Seit einigen Jahren gibt es daher Vorschläge, auch in
Deutschland Ausschreibungselemente in die Honorierung
von ökologischen Leistungen der Landwirtschaft einzubauen
(vgl. BERG et al., 1993; LATACZ-LOHMANN, 1993; VAN DER
HAMSVOORT, LATACZ-LOHMANN, 1996; LATACZ-LOH-
MANN, VAN DER HAMSVOORT, 1997, 1998; PLANKL, 1998).
Die Grundidee besteht darin, durch ein geeignetes Auktions-
design unter den Landwirten Konkurrenz um eine gegebene
Extensivierungs– oder Naturschutzmaßnahme zu erzeugen.
Die einzelnen Interessenten sollen so zur Bekanntgabe ihrer
individuellen Grenzkosten einer Extensivierung veranlasst
werden. Deren Kenntnis würde es staatlichen Instanzen
erlauben, durch eine zielgerichtete Auswahl der Teilnehmer
bei gegebenem Budget den positiven ökologischen Effekt zu
maximieren.
Die theoretischen Überlegungen basieren jedoch auf An-
nahmen, deren Gültigkeit für die Agrarumweltprogramme
nicht immer gegeben ist. Die vorliegende Arbeit macht deut-
lich, welches die kritischen Annahmen sind, für welche Ar-
ten von Maßnahmen sie von besonderer Bedeutung sind und
welche Folgen Abweichungen von den geläufigen Annah-
men für die zweckmäßige Ausgestaltung von Ausschreibun-
gen haben.
Dazu werden in Abschnitt 2 zunächst kurz die ökonomi-
sche Theorie von Ausschreibungen für Agrarumweltmaß-
nahmen und die Ergebnisse modellbasierter Simulations-
rechnungen dargestellt, die in der Literatur als Beleg für die
Vorteilhaftigkeit von Ausschreibungen angeführt werden. Es
werden jedoch vor allem die Modellannahmen herausgestellt,
die bei diesen positiven Simulationsergebnissen vorausge-
setzt werden. Im dritten Abschnitt werden die Annahmen an-
hand von Erfahrungen, die im Rahmen des Conservation Re-
serve Programs in den USA gemacht wurden, und Erfah-
rungen mit dem Teilnahmeverhalten deutscher Landwirte im
Rahmen der bestehenden auf fixer Prämie aufbauenden
Agrarumweltmaßnahmen
1) kritisch hinterfragt. So wird her-
ausgearbeitet, unter welchen Voraussetzungen Ausschrei-
                                                                             
1) In dieses Kapitel gehen auch  Ergebnisse einer vom Ministerium für
Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz Nordrhein-
Westfalen geförderten Studie zu den Möglichkeiten einer Einführung von
Ausschreibungen in die Förderung nach VO (EG) 1257/99 ein (vgl. HOLM-
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bungen in Agrarumweltprogrammen ihre effizienzsteigern-
den Wirkungen entfalten und an welche Grenzen sie in der
Praxis stoßen können. Abschnitt vier fasst die Ergebnisse
zusammen.
2 Ausschreibungen in der ökonomischen Theorie
In der ökonomischen Literatur werden Ausschreibungen als
ein Mittel dargestellt, mit dem es gelingen kann, die Vorteile
des Marktes auch dort auszunutzen,  wo nur der Staat als
Nachfrager auftritt. Die Auktionstheorie zeigt dabei modell-
haft, welche Arten von Ausschreibungen am ehesten zu effi-
zienten Ergebnissen führen und unter welchen Annahmen
dies geschieht (vgl. z.B. FEESS, 1997).
2.1 Die zugrundeliegende Modellstruktur
Im Folgenden werden die zentralen Strukturmerkmale eines
mikroökonomischen Modells von VAN DER H AMSVOORT,
LATACZ-LOHMANN (1996) sowie LATACZ-LOHMANN,  VAN
DER H AMSVOORT (1997) dargestellt. Wir unterstellen, dass
ein Landwirt vor der Entscheidung steht, an einer staatlicher-
seits angebotenen Umweltmaßnahme teilzunehmen oder aber
von einer Teilnahme abzusehen. Die Modellakteure sind in-
sofern asymmetrisch informiert, als die erwarteten Einkom-
mensgrößen aus dem Verkauf der landwirtschaftlichen Pro-
duktion bei Teilnahme am Programm einerseits 31 bzw. bei
Nichtteilnahme andererseits 30 allein dem jeweiligen Land-
wirt, nicht aber den staatlichen Instanzen bekannt sind. Der
Landwirt erwartet, dass im Falle der Teilnahme das Perio-
deneinkommen, das aus dem Verkauf der landwirtschaftli-
chen Produktion resultiert, aufgrund der extensiveren Pro-
duktionsweise geringer ist als im Falle der Nichtteilnahme
(31 < 31,). Die Teilnahme kommt daher für ihn grundsätzlich
nur in Betracht, wenn der erwartete Einkommensausfall
durch eine staatliche Prämie mindestens kompensiert wird.
Im Falle einer pauschalen Prämie p vergleicht ein (zur
Vereinfachung im Folgenden als risikoneutral charakteri-
sierter) Landwirt den Erwartungswert seines landwirtschaft-
lichen Einkommens bei Nichtteilnahme, 30, mit der Summe
aus pauschaler Prämie und dem (geringeren) Erwartungswert
des landwirtschaftlichen Einkommens bei einer Teilnahme
am Programm, 31  +p. Er wird sich für die Teilnahme
entscheiden, wenn die Prämie größer ist als die Differenz der
beiden erwarteten Einkommensgrößen (p > 30  31). Ent-
spricht die Prämie gerade der Differenz, so ist der Landwirt
indifferent zwischen einer Teilnahme und der Nichtteil-
nahme. Die Entscheidung wird jedoch gegen eine Teilnahme
ausfallen, wenn die Prämie geringer ist als die Differenz der
erwarteten Einkommensgrößen.
Etwas komplizierter stellt sich das Entscheidungsproblem
des Landwirtes im Falle einer Auktion dar. Hier nimmt er die
Höhe der Prämienzahlung nicht passiv hin, sondern beein-
flusst sie durch sein Gebot: Es wird angenommen, dass jeder
teilnehmende Landwirt genau in Höhe seines Gebotes prä-
miert wird. Unterstellt sei im Folgenden beispielhaft ein
Auktionsdesign (einige Varianten werden bei LATACZ-
LOHMANN,  VAN DER H AMSVOORT, 1997, S. 413 f., disku-
tiert), bei dem der Staat bei begrenztem Budget für das Na-
turschutzprogramm alle Landwirte auffordert, der zuständi-
gen Behörde diejenige Prämienhöhe b zu nennen, die sie zu
einer Teilnahme veranlassen würde. Die Behörde kündigt an,
nach Eingang aller Gebote eine Ausschlussgrenze E festzu-
setzen, um die Einhaltung des Budgets zu gewährleisten.
Alle Bieter, deren Prämienforderung diese (bei Abgabe des
Gebotes niemandem bekannte) Grenze überschreitet, werden
von der Teilnahme ausgeschlossen. Allen anderen Landwir-
ten wird hingegen die Teilnahme zu der von ihnen angege-
benen Prämienforderung angeboten. Ein Landwirt wird unter
diesen Annahmen ein Gebot b abgeben, wenn die folgende
Beziehung gilt:
(1) (31 +b)[1-F(b)] +30 F(b)> 30.
Auf der rechten Seite der Gleichung (1) steht das Einkom-
men 30, das der Landwirt erwartet, wenn er kein Gebot ab-
gibt und daher zwangsläufig nicht am Programm teilnimmt.
Auf der linken Seite hingegen steht das Einkommen, das der
Landwirt erwartet, wenn er ein Gebot b abgibt. Hierbei ist
F(b) eine Verteilungsfunktion, die angibt, mit welcher Wahr-
scheinlichkeit das eigene Gebot b die Ausschlussgrenze E
überschreitet. 1-F(b) hingegen gibt die Wahrscheinlichkeit
an, mit der b d E gilt. Deshalb ist auf der linken Gleichungs-
seite die Summe aus erwartetem Einkommen und Prämien-
zahlung bei Teilnahme am Projekt, 31 + b, mit der Wahr-
scheinlichkeit 1 – F(b) gewichtet. Denn nur wenn bdE gilt,
wird der Landwirt zur Teilnahme zugelassen und erhält eine
Prämie in Höhe seines Gebotes b. Mit der Wahrscheinlich-
keit F(b) hingegen, mit der das eigene Gebot die Ausschluss-
grenze überschreitet und der Landwirt daher nicht zur Teil-
nahme zugelassen wird, erzielt er ein erwartetes Einkommen
30. Auf der linken Seite der Gleichung steht somit der mit
den Wahrscheinlichkeiten der Teilnahme bzw. Nichtteil-
nahme gewichtete Durchschnitt der entsprechenden Ein-
kommensgrößen. Ist dieser größer als das bei „Nichtstun“
erwartete Einkommen 30, so wird der Landwirt ein Gebot b
abgeben.
Es wird ferner angenommen, dass es zwar Landwirte gibt,
die zu relativ geringen und andere, die nur zu relativ hohen
Kosten an den Programmen teilnehmen können, doch sei
weder dem einzelnen Landwirt noch der Behörde a priori be-
kannt, zu welcher Kategorie er gehört. Eine weitere An-
nahme besagt, dass im Vergleich zu einer pauschalen Prämie
weder dem Staat noch den bietenden Landwirten zusätzliche
Kosten entstehen.
Unter diesem Auktionsdesign soll nun die optimale Prä-
mienforderung eines Landwirtes charakterisiert werden. Zu
diesem Zweck wird die Gleichung (1) umgeformt zu
(2) (31 +b - 30)>1 – F(b)@ >0
Dass der Ausdruck auf der linken Seite der Gleichung (2)
positiv ist, ist Mindestbedingung dafür, dass der Landwirt ein
Gebot abgibt. Das optimale Gebot b* ermittelt er, indem er
den Ausdruck auf der linken Seite der Gleichung (2) über die
Wahl von b maximiert. Hierzu setzt er die Ableitung des










 3  3   .
Gleichung (3) veranschaulicht die Überlegungen, die ein
Landwirt anstellen wird, um das aus seiner Sicht optimale
Gebot zu ermitteln: Das Gebot muss mindestens die Diffe-
renz der erwarteten landwirtschaftlichen Einkommensgrößen
bei Nichtteilnahme bzw. Teilnahme, 30 31, kompensieren.Copyright: www.gjae-online.de
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Erhielte der Landwirt den Zuschlag zu einem Gebot, das die
Differenz der erwarteten Einkommensgrößen auch nur um
einen Euro übersteigt, so wäre dies im Vergleich zur Nicht-
teilnahme für ihn bereits lohnend.
Mit diesem einen Euro gibt sich der Landwirt aber nicht
zufrieden. Diese Überlegung kommt in dem zweiten Sum-
manden auf der rechten Seite der Gleichung (3),
[1 -F(b)]/F’(b), zum Ausdruck. Denn er hat im Rahmen der
Auktion die Chance, auch bei Angabe einer höheren Prä-
mienforderung in den Teilnehmerkreis aufgenommen zu
werden und auf diese Weise seinen Einkommenszuwachs
(relativ zum Einkommen bei Nichtteilnahme) zu steigern.
Allerdings steigt dadurch die Gefahr, dass das eigene Gebot
die (im Voraus nicht bekannte) Ausschlussgrenze übersteigt,
der Landwirt daher nicht in den Teilnehmerkreis aufgenom-
men wird und sich somit mit dem Einkommen bei Nichtteil-
nahme zufrieden geben muss. Aus diesem Grunde wird er
zwar einerseits seine Prämienforderung über einen Euro hin-
aus erhöhen, andererseits aber die Erhöhung auf ein Maß be-
grenzen, das erwarten lässt, dass er die Ausschlussgrenze
nicht überschreitet. Das aus Sicht des Landwirtes optimale
Gebot zeichnet sich dadurch aus, dass der damit verbundene
(relative) Einkommenszuwachs den (relativen) Rückgang der
Wahrscheinlichkeit, unterhalb der Ausschlussgrenze zu blei-
ben, in den Augen des Landwirtes gerade ausgleicht
2).
Die Interessenlage der staatlichen Instanz, die mit der
Durchführung des Programms beauftragt ist, ist hinsichtlich
der Höhe der Prämienzahlung für eine gegebene ökologische
Leistung der Interessenlage des individuellen Landwirtes ge-
nau entgegengerichtet. Der Staat ist daran interessiert, die
Prämienforderung des einzelnen Landwirtes durch ein geeig-
netes Auktionsdesign zu drücken, um mit dem gegebenen
Budget den positiven ökologischen Gesamteffekt zu maxi-
mieren. Optimal wäre es aus staatlicher Sicht, wenn jeder
einzelne Landwirt genau diejenige Prämie forderte, die die
Differenz der erwarteten Einkommen aus dem Verkauf der
landwirtschaftlichen Produktion bei Nichteilnahme bzw.
Teilnahme am Programm gerade um einen Euro über-
schreitet. Denn in diesem Falle würde aus gesellschaftlicher
Sicht der positive ökologische Effekt durch den einzelnen
Landwirt am billigsten erzeugt.
Allerdings sind, wie oben dargestellt, der Behörde die er-
warteten Einkommensgrößen eines individuellen Landwirtes
bei Teilnahme bzw. Nichtteilnahme nicht bekannt. Die Be-
hörde kann daher nicht beurteilen, um wie viel eine an sie
herangetragene Prämienforderung von der Differenz dieser
Einkommensgrößen abweicht. Durch welches Auktionsde-
sign kann der Staat dem Ziel, diese Abweichung zu minimie-
ren, dennoch näherkommen? Zentral ist unter diesem Aspekt
das Instrument der Ausschlussgrenze. Zum einen ist wichtig,
dass keinerlei Informationen über die zu erwartende Höhe
der Ausschlussgrenze an die Landwirte weitergegeben wer-
den. Würde die Behörde im Extremfall die Ausschlussgrenze
vor der Abgabe der Gebote öffentlich bekannt geben und sie
so zu ‚Common Knowledge’ erheben, so würden alle Land-
wirte ihre Prämienforderung gerade unterhalb der Aus-
                                                                       
2) Ergänzend ist hinzuzufügen, dass die Höhe des Gebotes sich ändern
wird, wenn der Landwirt risikoscheu oder risikofreudig ist. So wird bspw.
ein risikoscheuer Landwirt ceteris paribus eine geringere Prämie fordern als
ein risikoneutraler Landwirt, um den (wenn auch geringeren) Einkommens-
zuwachs mit größerer Wahrscheinlichkeit zu erzielen. Ein  risikofreudiger
Landwirt würde dagegen eine höhere Prämie fordern. Allerdings erscheint
diese Verhaltensannahme für Landwirte im allgemeinen wenig plausibel.
schlussgrenze fixieren. Dies wäre ebenso ineffizient wie eine
pauschale Prämie. Zum anderen ist es wichtig, glaubhaft zu
machen, dass das Instrument der Ausschlussgrenze auch tat-
sächlich dazu genutzt werden wird, einen nicht unerhebli-
chen Anteil der Bieter von der Programmteilnahme auszu-
schließen. Ansonsten könnten die Landwirte davon ausge-
hen, auch bei relativ hoher Prämienforderung in das Pro-
gramm aufgenommen zu werden und die Behörde hätte ihr
Ziel verfehlt. Tendenziell entsteht ein Druck auf die Land-
wirte, ihre Prämienforderung zu senken, wenn diese erwarten
müssen, dass ein erheblicher Teil der Anbieter nicht zum
Zuge kommt.
Anhand eines einfachen Simulationsmodells, das die
beschriebene Entscheidungssituation abbildet, zeigen VAN
DER HAMSVOORT, LATACZ-LOHMANN (1996), dass durch die
Integration von Ausschreibungen in Agrarumweltprogramme
tatsächlich beträchtliche Effizienzsteigerungen möglich sind.
Die im vorliegenden Kontext wichtigsten Ergebnisse sind in
Tabelle 1 dargestellt.
Tabelle 1: Simulierte Leistung eines Extensivierungs-
programms für risikoneutrale Entscheider
Einheitsprämie = 100 Einheitsprämie Auktion mit
 Budgetbegrenzung
Anzahl der Teilnehmer 100 109
Gesamte Emissionsreduktion 100 114
Gesamte Programmausgaben 100 98
Quelle: In Anlehnung an VAN DER HAMSVOORT, LATACZ-LOHMANN (1996).
In der Tabelle 1 werden die beiden oben angesprochenen
Verfahren, nämlich eine pauschale Prämie p einerseits und
eine Auktion mit begrenztem Budget (und daraus ex post ab-
geleiteter Ausschlussgrenze E) andererseits, verglichen. Die
Modellrechnungen zeigen, dass im Vergleich mit einer pau-
schalen Prämie durch Auktionen sowohl die Anzahl der
Teilnehmer (um 9  %) als auch die positiven ökologischen
Effekte in Gestalt der erwünschten Emissionsreduktionen
(um 14 %) deutlich gesteigert werden können
3). Gleichzeitig
können die Programmausgaben gesenkt werden (um 2  %).
Somit kann die Umweltbehörde in diesem Modellkontext
durch den Übergang von einer pauschalen Prämie zu einer
Auktion mit einem geringeren Aufwand den erwünschten
Umweltentlastungseffekt steigern.
2.2 Voraussetzungen der Modell– und Simulationsergebnisse
Die Annahmen, unter denen eine Ausschreibung Effizienz-
vorteile gegenüber einem Festprämiensystem verspricht und
die auch dem Modell und der Simulation von VAN DER
HAMSVOORT, LATACZ-LOHMANN  (1996)  zugrunde liegen,
lauten:
1. Keine Transaktionskosten:
Es entstehen den Landwirten keine Kosten durch die
Angebotserstellung und -einreichung. Ebenso ist auch
für die Behörde die Durchführung einer Ausschreibung
nicht mit Kosten verbunden.
                                                                       
3) LATACZ-LOHMANN (1993) kommt mit einem sehr ähnlichen Simulati-
onsansatz zu gleichlautenden Ergebnissen. Er benutzte eine geringfügig ab-
weichende Produktionsfunktion und ein etwas anderes Modell – z.B. unter-
stellt er für die Erwartungen der Landwirte über die Ausschlussgrenze keine
symmetrische Rechteckverteilung, sondern eine Dreiecksverteilung. Er un-
tersuchte ansonsten jedoch die gleichen Szenarien.Copyright: www.gjae-online.de
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2. Fehlen von common knowledge:
Die Landwirte leiten die Entscheidung über ihre Gebots-
höhe ausschließlich von der eigenen Kostensituation ab.
Dies wäre gefährdet, wenn sich unter den potenziellen
Teilnehmern herumsprechen würde, dass Gebote einer
bestimmten Höhe mit hoher Wahrscheinlichkeit berück-
sichtigt werden.
3. Symmetrie unter den Bietern:
Die Symmetrie unter den Bietern ist dann hoch, wenn
alle von sehr ähnlichen Kostenfunktionen ausgehen, sie
würde bspw. durch Standortunterschiede gestört, die sich
auf die Kostenfunktionen der Landwirte auswirken. So
dürfte von vornherein klar sein, dass ein Milchviehbe-
trieb im Tiefland und ein Mutterkuhhalter im Mittelge-
birge die extensive Grünlandnutzung nicht zu gleichen
Kosten betreiben können. Dies hat Auswirkungen auf die
Effizienzeigenschaften von Ausschreibungen.
4. Es besteht Konkurrenz unter den Bietern:
Die Landwirte werden die Entscheidung über die Ge-
botshöhe auch nur dann von ihrer individuellen Kosten-
situation abhängig machen, wenn sie ernsthaft befürch-
ten müssen, bei überhöhten Forderungen nicht zum Zug
zu kommen. Fehlende Konkurrenz wirkt sich also in
steigenden Kosten der Programmdurchführung aus.
Darüber hinaus wird in den Modellen zur Vereinfachung der
Berechnungen meist angenommen, dass sich die Landwirte
risikoneutral verhalten.
3 Kritische Prüfung der Annahmen
Die Frage, wie aussagefähig diese Simulationsergebnisse für
die Praxis sind, hängt ganz entscheidend davon ab, wie stark
die Gegebenheiten der Agrarumweltprogramme und ihrer
Umsetzung von den in Modellen getroffenen Annahmen ab-
weichen und wie sich diese Abweichungen auswirken.
Im Folgenden sollen deshalb die wesentlichen Annahmen
noch einmal dargestellt sowie mögliche Abweichungen und
ihre Bedeutung diskutiert werden. In diese Diskussion gehen
auch erste Ergebnisse der bereits erwähnten Studie für das
nordrhein-westfälische Umweltministerium zu Möglichkei-
ten der Nutzung von Ausschreibungen in den nordrhein-
westfälischen Agrarumweltprogrammen ein. In dieser Studie
wurde mit Hilfe von Literaturrecherchen und Expertenbefra-
gungen untersucht, inwieweit und für welche Programme die
Voraussetzungen für die effiziente Durchführung von Aus-
schreibungen als gegeben angesehen werden können. Kon-
krete Erfahrungen mit Ausschreibungen bei Agrarumwelt-
programmen liegen jedoch bis heute nur für das Con-
servation Reserve Program vor. Dies ist ein ursprünglich für
den Erosionsschutz konzipiertes, aber inzwischen auf andere
Umweltaspekte ausgedehntes Programm, bei dem, ähnlich
wie in Deutschland, Prämien für die Erbringung von Um-
weltleistungen auf der Fläche gezahlt werden, die Auswahl
der in das Programm aufgenommenen Flächen aber über eine
Ausschreibung erfolgt. In Deutschland gibt es bisher noch
keinen Versuch, das Konzept der Ausschreibungen für
Agrarumweltprogramme nutzbar zu machen.
3.1 Die Annahme fehlender Transaktionskosten
Das in Abschnitt 2 vorgestellte Modell des Bietverhaltens
geht davon aus, dass bei der Durchführung der Ausschrei-
bung keinerlei Transaktionskosten entstehen. Da jedoch auch
Agrarumweltprogramme mit fester Prämie sowohl bei
Landwirten als auch bei den Behörden Transaktionskosten
verursachen, ist hier zu prüfen, ob der Übergang zu einer
Ausschreibung zu einer Erhöhung der Transaktionskosten
führt. LATACZ-LOHMANN, VAN DER HAMSVOORT (1998) wei-
sen darauf hin, dass sowohl auf Seiten des Staates als auch
auf Seiten der Landwirte die Kosten höher als bei einer festen
Prämie sein könnten. Dies könnte die Effizienz und die ge-
sellschaftliche Vorteilhaftigkeit der Auktionen mindern. Ho-
he Transaktionskosten können die Akzeptanz der Programme
negativ beeinflussen, wenn der Aufwand der Erstellung von
Angeboten in den Augen der Landwirte größer als der
erwartete Gewinn aus dieser Ausschreibung wird (LATACZ-
LOHMANN,  VAN DER HAMSVOORT, 1998). Ebenso können
hohe Kosten der Informationsbeschaffung sowohl auf Seiten
der Landwirte als auch auf Seiten der Behörden dazu führen,
dass deren Verhalten von der angenommenen vollständigen
Rationalität abweicht, wenn bspw. die Landwirte ihr
Angebot ohne genaue Kenntnis aller Kosten abgeben.
Die Effizienz der Programme kann dies negativ beeinflus-
sen, wenn
a) die Landwirte aus Unkenntnis über ihre wahren Kosten
zu hohe oder zu niedrige Angebote abgeben
4) oder wenn
b) das Auswahlverfahren der Behörde nicht den Effizienz-
ansprüchen genügt.
Bei vollständiger Rationalität wird der Landwirt die Ent-
scheidung über die Teilnahme an einem Programm erst nach
einer Berechnung seiner individuellen Kosten– und Ertrags-
situation fällen. Dies gilt für Ausschreibungen ebenso wie für
Programme mit festen Prämien. Es gibt jedoch in der Litera-
tur kaum Informationen darüber, inwieweit Landwirte dies
tatsächlich tun und welche Kostenarten (Vollkosten, Teil-
kosten, Grenzkosten) sie der Berechnung zugrunde legen.
Offensichtlich nehmen Landwirte für die Entscheidung bei
solchen Ausschreibungen vielfach Kalkulationshilfen und
Faustzahlen in Anspruch (vgl. z.B. AUMANN  et al., 1991;
KTBL, 1995), die zum Teil durch mitgelieferte Computer-
programme die Kalkulation stark vereinfachen. Die hier ge-
nutzten Durchschnittswerte und Faustzahlen können jedoch
für den Landwirt nur eine grobe Annäherung für seine indi-
viduellen Übergangskosten darstellen.
BERG, GOOS  (1999) stellten im Rahmen einer ökonomi-
schen Effizienzkontrolle der Grünlandextensivierungspro-
gramme im Mittelgebirge Nordrhein-Westfalens anhand ei-
ner Befragung fest, dass Teilnehmer wie Nicht-Teilnehmer
ihr Verhalten in erster Linie mit den erwarteten Einkom-
menswirkungen begründen. Allerdings hatte keiner der 42
befragten Landwirte die wirtschaftlichen Auswirkungen einer
Programmteilnahme für den eigenen Betrieb schon einmal
konkret berechnet. Ob Landwirte durch eine Situation, in der
sie Gebote erstellen müssen, zu einer gründlicheren Berech-
nung veranlasst werden, kann zur Zeit nur gemutmaßt wer-
den. Es können verschiedene mögliche Fälle betrachtet wer-
den:
x Wenn Landwirte in beiden Situationen eine detaillierte
individuelle Berechnung zugrunde legen, gibt es zunächst
keine Abweichung vom Modell.
                                                                       
4) Siehe dazu z.B. FEESS (1997, S. 729).Copyright: www.gjae-online.de
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x Wenn sowohl die Teilnahmeentscheidung unter Festprä-
mie als auch die Höhe eines Gebotes in einer Ausschrei-
bung aus allgemein verfügbaren Datensammlungen ab-
geleitet werden, werden diese Landwirte zwar nicht durch
höhere Transaktionskosten abgeschreckt, allerdings ent-
steht auf diese Weise ein prinzipiell unerwünschtes ver-
einheitlichendes Element für die Gebote dieser Land-
wirte.
x Falls jedoch die neue und ungewohnte Ausschreibungs-
situation bewirkt, dass Landwirte genauer als bisher
nachrechnen, erhöhen sich im Vergleich zur Ausgangs-
situation die Transaktionskosten für den Landwirt. Dies
könnte zwar durchaus auch zu einer Verbesserung der
Situation führen, wenn die Wahrscheinlichkeit sinkt, mit
der Teilnahme oder Nicht-Teilnahme an den Programmen
einen Fehler zu machen. Es steht aber auch zu befürchten,
dass, wie oben bereits erwähnt, hohe Transaktionskosten
negative Auswirkungen auf die Akzeptanz der Pro-
gramme haben. Ist ihre abschreckende Wirkung zu groß
oder machen die Landwirte wegen der hohen Anforde-
rungen vermehrt Fehler, dann sind auch negative Aus-
wirkungen auf die Akzeptanz der Programme zu be-
fürchten.
Bei einem Verfahren, in dem die Landwirte für genau spe-
zifizierte Aufgaben ihre Kosten ermitteln müssen, steigen die
Anforderungen im Vergleich zu den bisherigen Verfahren
kaum, wenn die Entscheidung in beiden Fällen gut fundiert
sein soll. Es gibt – wie bereits erwähnt – Kalkulationshilfen,
und die Situation unterscheidet sich kaum von Anforderun-
gen an andere Kleinunternehmen wie Handwerksbetriebe. In
diesem Fall kann man also davon ausgehen, dass sich die
Entscheidungssituation der Landwirte eher verbessert, even-
tuell zusätzliche Transaktionskosten durch eine geringere
Fehlerwahrscheinlichkeit zumindest tendenziell kompensiert
werden.
Für andere denkbare Ausschreibungsformen steigt der In-
formationsaufwand für den Landwirt jedoch fast unaus-
weichlich. So wird bspw. von LATACZ-LOHMANN, VAN DER
HAMSVOORT (1998) oder MÜLLER, WEIKARD (1999) – um
die Bildung von Erwartungen  zur erfolgversprechenden Ge-
botshöhe unter den Teilnehmern zu verhindern (vgl. dazu
Abschnitt 3.3) – vorgeschlagen, dass die Behörde Gebote
nicht nach ihrer Prämienforderung auswählt, sondern die
ökologische Qualität der Gebote beurteilt, die aus Maß-
nahmebeschreibungen zu einem von der Behörde festgeleg-
ten Preis bestehen. Dann wird der Landwirt mehrere Szena-
rien für unterschiedliche Maßnahmen durchrechnen, sich
über die ökologische Vorteilhaftigkeit unterschiedlicher Vor-
gehensweisen informieren müssen u.v.a.m.. Ein solches Ver-
fahren wäre sicher nur dann praktikabel, wenn durch For-
mulare eine gewisse Standardisierung der Angaben über die
geplante Bewirtschaftung erreicht würde.
Ein Weg in diese Richtung wird von Conservation Reserve
Program aufgezeigt. Hier wird die Auswahl von Programm-
teilnehmern anhand eines Indikators vorgenommen, der so-
wohl Kostenaspekte als auch ökologische Faktoren mit un-
terschiedlicher Gewichtung berücksichtigt. Dabei sind eine
Reihe von ökologischen Indikatoren durch exogene Faktoren
wie z.B. die Lage der Fläche determiniert, andere können
von den Antragstellern beeinflusst werden und erlauben u.U.
höhere Prämienforderungen (PLANKL, 1999). Zwar steigen
durch diese komplexen Indikatoren die Anforderungen an
Antragsteller und Behörden, doch verhindert dieser Ansatz
offensichtlich nicht die ausreichende Teilnahme am Pro-
gramm. Da er außerdem eine bessere ökologische Zielerrei-
chung gewährleistet, kann ein solcher Weg durchaus als viel-
versprechend gelten.
Aus den obigen Ausführungen wird deutlich, dass entge-
gen der Modellannahme abhängig vom konkreten Aus-
schreibungsverfahren die Transaktionskosten im Vergleich
zu einem Festprämiensystem in unterschiedlichem Ausmaß
ansteigen. Diese Transaktionskosten können sowohl die Ak-
zeptanz der Maßnahmen als auch die Effizienz der Pro-
grammabwicklung entscheidend beeinträchtigen, allerdings
sind sehr wohl recht weitgehende Abweichungen von Ein-
heitsprogrammen möglich, wie das Conservation Reserve
Program eindrücklich zeigt.
3.2 Fehlen von Common Knowledge
Die Ergebnisse der Simulationen hängen zu einem großen
Teil davon ab, dass die Landwirte ein Gebot abgeben, in dem
ihre individuelle Kostensituation entscheidend berücksichtigt
ist. Wenn viele Landwirte Kenntnis bzw. Vorstellungen von
der Ausschlussgrenze der Behörde hätten, würde sie dieses
Wissen (common knowledge) dazu veranlassen, gerade un-
terhalb der Ausschlussgrenze anzubieten. Die Ausschreibung
degenerierte zu einem komplizierten Verfahren mit fester
Prämie. Zu common knowledge kann es auf unterschiedliche
Arten kommen.
Im einfachsten Fall hat die Behörde von vornherein eine
bestimmte Ausschlussgrenze geplant. Dieser Wert spricht
sich auf irgendeinem Weg unter den Landwirten herum. In
der in Nordrhein-Westfalen durchgeführten Studie hielten die
befragten Fachleute aus der landwirtschaftlichen Beratung
dies insbesondere bei regionalisierten Ausschreibungen für
nicht unwahrscheinlich. Im anderen Fall ergibt sich die Aus-
schlussgrenze über das vorgegebene Budget im Verhältnis zu
den Angeboten bzw. über die angestrebten Flächenanteile.
Dann wird das Wissen über die ‘richtige’ Ausschlussgrenze
bei der Behörde und den Landwirten erst über mehrere Run-
den generiert, vor allem, wenn sich an den Geboten oder den
Budget– bzw. Flächenrestriktionen der Behörde über die
Jahre wenig ändert. Variiert eine dieser Variablen, gibt es
zwar gewisse Vorerfahrungen, doch sind diese immer mit
einem Risiko behaftet, sodass die eigenen Kosten der Land-
wirte ein größeres Gewicht in ihrer Entscheidung erhalten.
Erfahrungen aus dem US-amerikanischen Conservation
Reserve Program (CRP) zeigen, dass die Landwirte nach der
ersten Ausschreibungsrunde sehr schnell lernten, die Höhe
der Ausschlussgrenze einzuschätzen, sodass sich der Vorteil
gegenüber einem System mit festen Prämien in engen Gren-
zen hielt (vgl. REICHELDERFER, BOGGESS, 1988; SHOEMA-
KER, 1989; OSBORN et al., 1990; BABCOCK et al., 1996). Auf
der anderen Seite zeigen die Erfahrungen des CRP auch, dass
ohne Vorstellung von der maximalen Ausschlussgrenze – zu-
mindest bei den ersten Ausschreibungsrunden – auch unver-
nünftig hohe Gebote abgegeben werden. Daher vermuten
VAN DER HAMSVOORT, LATACZ-LOHMANN  (1996), dass es
für eine Ausschreibung eine aus Sicht der Behörde optimale
Spannbreite der Erwartungen über die Höhe der Ausschluss-
grenze gibt, und sie zeigen an ihrem Simulationsmodell, dass
sowohl sehr kleine als auch sehr große Spannen die Effi-
zienzvorteile einer Ausschreibung schmälern oder sogar völ-
lig zunichte machen. Demnach ist common knowledge inCopyright: www.gjae-online.de
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einem gewissen Maße sogar vorteilhaft für die Effizienz von
Ausschreibungen. LATACZ-LOHMANN,  VAN DER HAMS-
VOORT (1998) weisen darauf hin, dass die Problematik des
common knowledge auch von der Art der Ausschreibung ab-
hängig ist. Im Rahmen des Conservation Reserve Program
ist man inzwischen dazu übergegangen, den Landwirten bei
der Aufstellung ihrer Angebote Hilfe anzubieten, indem man
einen an den regionalen Produktivitätsbedingungen, Pacht-
preiszahlungen und Kosten des Konservierungsverfahrens
orientierten maximalen Ausgleichszahlungsbetrag veröffent-
licht (PLANKL, 1999, S. 167). Hiervon ausgehend kann der
Landwirt seine Akzeptanzchancen durch niedrigere Prämien-
forderungen oder zusätzliche Umweltangebote verbessern
oder versuchen, einen Kostenzuschlag durch zusätzliche Um-
weltmaßnahmen durchzusetzen. Um eine gewisse Unsicher-
heit in das Bietverfahren zu bringen, wird die Gewichtung
des Kostenblocks erst am Ende der jeweiligen Bietphase
bekannt gegeben. So wird ein gewisses, aber nicht zu großes
Maß an Unsicherheit aufrechterhalten. Durch die komplexen
Vernetzungen zwischen Kosten und ökologischer Bewertung
ist es auch über mehrere Bietphasen nicht zu einem Scheitern
des Bietverfahrens gekommen (PLANKL, 1999, S. 171).
Demnach ist die Ausbreitung von common knowledge über
die Höhe der Ausschlussgrenze bei Ausschreibungen nicht
unwahrscheinlich. Sie kann nur in beschränktem Umfang
toleriert werden. Komplexere Ausschreibungsformen sind
gegen dieses Problem zwar unempfindlicher, diese sind je-
doch tendenziell mit höheren Transaktionskosten verbunden,
sodass hier ein Kompromiss gesucht werden muss.
3.3 Symmetrie unter den Bietern
In den Berechnungen von VAN DER HAMSVOORT, LATACZ-
LOHMANN (1996) werden zwei Arten von Auktionen simu-
liert: globale und regionalisierte Auktionen. Zwischen beiden
würde sich dann kein Unterschied ergeben, wenn es sich bei
den Teilnehmern der Ausschreibungen insofern um homo-
gene Wirtschaftseinheiten handelte, als sie alle die gleiche
Wahrscheinlichkeit aufweisen, eine bestimmte minimale
Kompensationsforderung zu haben. In diesem Fall kennt
annahmegemäß jeder Bieter diese für alle gleiche Wahr-
scheinlichkeitsfunktion und seine eigene Kompensations-
forderung (s. z.B. FEESS, 1997, S. 717). Daraus ergibt sich
sein Gebot.
In der Realität ist dies vor allem dann nicht gegeben, wenn
sich mehrere Gruppen von Landwirten unterscheiden lassen.
So führen z.B. Standortunterschiede dazu, dass Betriebe in
benachteiligten Regionen, in denen ohnehin überwiegend
extensiv gewirtschaftet wird, eine andere Wahrscheinlich-
keitsfunktion aufweisen – mit relativ niedrigen minimalen
Kompensationsforderungen – als Betriebe in landwirtschaft-
lichen Gunstlagen, in denen intensiver gewirtschaftet wird.
Wenn die Behörde auch dort Betriebe zu einer Teilnahme an
Extensivierungsprogrammen veranlassen will, dann muss die
Ausschlussgrenze so gesetzt werden, dass zumindest ein Teil
der Betriebe in Gunstlagen zu diesem Preis eine Leistung an-
bietet. Das bedeutet gleichzeitig, dass praktisch jeder Land-
wirt in landwirtschaftlich benachteiligten Regionen zum
Zuge kommen kann. Es ist wahrscheinlich, dass sich dieses
Bestreben der Behörde in kurzer Zeit herumspricht, bzw.
durch die Ausschlussgrenzen deutlich wird. Damit erhalten
Landwirte auf benachteiligten Böden einen erheblichen
Spielraum für Prämienforderungen, woraus sich deutlich ne-
gative Folgen für die Effizienz und die Budgetwirkung der
Ausschreibungen ergeben.
Dies ist auch der Grund, warum sich in den Simulationen
die regionalisierten Auktionen als überlegen erwiesen haben.
In der praktischen Durchführung einer Ausschreibung ist dies
natürlich ein größeres Problem als in einer Computersimula-
tion, weil die Identifizierung und Abgrenzung der Gruppen
nicht eindeutig ist. Vor allem stellt sich die Frage danach,
wie homogen die Gruppen sein sollen. Je kleiner die Grup-
pen gefasst werden, desto eher erfüllen sie das Kriterium der
Symmetrie. Damit gerät man jedoch leicht in einem Konflikt
mit dem Ziel von Ausschreibungen, die kostengünstigsten
Bieter zur Programmteilnahme zu bewegen. Es kann also
keineswegs darum gehen, völlig homogene Gruppen zu bil-
den, weil im Extremfall dann keine effizienzsteigernde Wir-
kung von Ausschreibungen mehr ausgehen würde. Als Krite-
rium für den maximalen Regionalisierungsgrad bieten sich
die Bedürfnisse des Nachfragers, hier der für die Agrarum-
weltprogramme federführenden Institutionen, an: Wenn diese
bestimmte Regionen oder Flächen mit bestimmten Charakte-
ristika in die Programme aufnehmen wollen, für die mit
deutlich höheren Prämienforderungen als für andere poten-
zielle Bietergruppen (Regionen) zu rechnen ist, dann sollte
aus Effizienzgründen regionalisiert werden. Ist dagegen ein
Regionalisierungsgrad erreicht, in dem für die Institution die
einzelnen Flächen innerhalb einer Region etwa gleichwertig
sind, kann auch dann von einer Regionalisierung abgesehen
werden, wenn innerhalb der Regionen noch Gruppen mit
unterschiedlichen Kosten unterscheidbar sind. Hier kämen
dann effizienterweise die günstigsten Anbieter zum Zuge.
Ein anderes Problem von regionalisierten (oder anderwei-
tig differenzierten) Ausschreibungen ergibt sich aus der ver-
ringerten Anzahl der Gebote je Ausschreibung. Dies kann zu
einer Vergrößerung der Gefahr von abgestimmten Verhal-
tensweisen führen. Bei einer sehr geringen Anzahl von Ge-
boten je Ausschreibung kommt es außerdem zu einer nicht
mehr zu rechtfertigenden Erhöhung der Transaktionskosten.
Allerdings gibt es zumindest theoretisch einen Weg, diffe-
renzierte Gruppen wieder zu homogenisieren. MÜLLER,
WEIKARD (1999) schlagen vor, für Gebote, die aus der indi-
viduellen Prämienforderung und der Angabe der verwende-
ten Technologie bestehen, einen Preis-Leistungs-Index zu
berechnen, damit die Gebote für spezielle Maßnahmen in ei-
nem Gesamtpool vergleichbar werden und konkurrieren
können. Dies ist letztlich auch der Weg, den man mit dem
Conservation Reserve Program gegangen ist, denn hier kön-
nen durch die Gestaltung des Indikators z.B. unterschiedliche
Lagen in den Index aufgenommen werden, der letztendlich
für die Aufnahme eines Bieters in das Programm entschei-
dend ist, sodass bei einer Übertragung auf deutsche Verhält-
nisse z.B. Bieter in landwirtschaftlichen Gunstlagen höhere
Prämienforderungen als Bieter auf Grenzertragsstandorten
abgeben könnten. Welcher Weg hier der günstigste ist, hängt
in erster Linie von der Differenziertheit der ökologischen An-
forderungen und von der Anzahl der potenziellen Bieter in
den einzelnen (regionalen) Kategorien ab. Je größer die Dif-
ferenziertheit und je geringer die Bieterzahl je Kategorie, um
so eher ist der zusätzliche Aufwand für einen komplexen In-
dex gerechtfertigt.
Vollständige Symmetrie wie im Modell angenommen gibt
es also nicht. Eine Regionalisierung der Ausschreibung stei-
gert die Homogenität der Teilnehmer, sie erhöht jedoch die
Kosten und senkt die Teilnehmerzahl je Ausschreibungs-Copyright: www.gjae-online.de
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runde. Eine Alternative hierzu kann die – allerdings auch mit
erhöhten Transaktionskosten verbundene – Homogenisierung
der Bieter über einen ökologisch-ökonomischen Indikator
darstellen.
3.4 Konkurrenz unter den Bietern
Für positive Auswirkungen von Ausschreibungen ist Kon-
kurrenz unter den Bietern zwingend notwendig. Nur durch
die Gefahr, bei überhöhten Forderungen nicht am Programm
teilnehmen zu können, ergibt sich überhaupt der Anreiz, die
eigenen Kosten der Programmteilnahme zu einem wesentli-
chen Einflussfaktor der Gebote zu machen. Wie in Abschnitt
2 dargestellt, nähert sich das eigene Gebot den wahren Kos-
ten um so stärker an, um so größer die Gefahr wird, bei über-
höhten Forderungen von der Programmteilnahme ausge-
schlossen zu werden, und dies ist nichts anderes als ein Aus-
druck der Konkurrenz unter den Bietern. In der Regel steigt
diese Gefahr mit der Anzahl abgelehnter Gebote, ist also ab-
hängig von der Relation der Gebote zur Zahl der möglichen
Programmteilnehmer. Damit ist es für Auktionen unbedingt
erforderlich, glaubhaft zu machen, dass ein gewisser Anteil
der Bieter nicht zum Zuge kommen wird. Wenn sich der
Staat die Förderung und Ausweitung der extensiven Bewirt-
schaftung auf die Fahnen geschrieben hat und möglichst al-
len Landwirten die Teilnahme am Programm ermöglichen
möchte, ist es sehr schwer, diese Konkurrenzsituation zu er-
halten. Für Ausschreibungen kommen damit nur Programme
in Frage, bei denen nur ein Teil der potenziellen Anbieter
auch in die Programme aufgenommen werden soll. Hat der
Staat bspw. bei bestimmten Biotoptypen aufgrund ihrer Sel-
tenheit ein überaus hohes Interesse am Vertragsabschluss, so
sind Ausschreibungen nicht der geeignete Weg. Hier müssen
individuelle Verhandlungen oder vorgegebene Prämien zur
Zielerreichung eingesetzt werden (vgl. LATACZ-LOHMANN,
VAN DER HAMSVOORT, 1998).
Auch bei Programmen, bei denen nicht aus fachlichen
Gründen eine hundertprozentige Teilnahme angestrebt wird,
deutet sich jedoch dort ein Problem an, wo die Budgets bis-
lang nicht ausgeschöpft werden. Zwar können auch solche
Maßnahmen Gegenstand von Ausschreibungen sein, denn
bei Ausschlussgrenzen, die höher als die bisherigen Prämien
sind, könnte es auch hier zu deutlichen Teilnahmesteigerun-
gen kommen. Allerdings setzt dies voraus, dass die Behörde
eine Zunahme der Gesamtkosten und der durchschnittlichen
Kosten je Flächeneinheit akzeptiert.
Neben dem Verhältnis der Gebote zur möglichen Teilneh-
merzahl ist auch die absolute Anzahl der Gebote ein wichti-
ger Punkt für das Funktionieren von Ausschreibungen. Je
geringer die Anzahl, desto höher die Gefahr der Kollusion
und des strategischen Bietens (vgl. LATACZ-LOHMANN, VAN
DER HAMSVOORT, 1998). In dieser Hinsicht ergibt sich ein
Problem bei allen stark regionalisierten Ausschreibungen,
also z.B. bei Programmen, die nur innerhalb einer begrenzten
Gebietskulisse angeboten werden oder auf bestimmte Biotop-
typen konzentriert bleiben sollen.
Grundsätzlich ergibt sich eine Möglichkeit, die Anzahl der
Teilnehmer pro Ausschreibung zu erhöhen, aus einer Zu-
sammenfassung von mehreren Ausschreibungsrunden zu ei-
ner in größeren zeitlichen Abständen stattfindenden Aus-
schreibung (im folgenden als Synchronisation bezeichnet).
Hier stellt sich allerdings die Frage nach dem optimalen zeit-
lichen Abstand. Da nach der VO (EG) 1257/99 die Verträge
eine Mindestlaufzeit von fünf Jahren haben müssen, wäre
dies ein naheliegender Zeitraum zwischen den Auktionen.
Der Nachteil dieser Vorgehensweise bestünde allerdings
darin, dass es in der Zwischenzeit weder für die Behörde
noch für Landwirte Möglichkeiten gäbe, neue Verträge zu
schließen. Es muss also ein Kompromiss zwischen den Zie-
len ‘hoher Konkurrenzdruck’ und ’Flexibilität des Instru-
menteneinsatzes’ gefunden werden. Dies muss aber im Ein-
zelfall unter Berücksichtigung der Konkurrenzsituation und
der Zielverzichte bei einem langen Ausschreibungsturnus
bestimmt werden.
3.5 Zusammenhang zwischen den Annahmen
Aus der Diskussion von Annahmeverletzungen in der Reali-
tät hat sich gezeigt, dass die denkbaren Arten von Auktionen
in sehr unterschiedlicher Weise auf die Erfüllung der An-
nahmen wirken.
Grundsätzlich sinnvoll erscheint eine Synchronisation der
Ausschreibungsrunden, wenn das Problem mangelnder Kon-
kurrenz auftritt. Allerdings ergibt sich auch hier ein Konflikt
mit dem Ziel einer möglichst unmittelbaren Reaktion auf
Veränderungen in Präferenzen und Rahmenbedingungen, so-
dass sich der Abstand zwischen den Auktionsrunden als ein
Kompromiss zwischen diesen beiden Zielen ergibt, der nur
unter Kenntnis der Spezifika der einzelnen Programme und
ihrer Durchführung gefunden werden kann.
Bei andern möglichen Gestaltungselementen hat sich ge-
zeigt, dass sie häufig positiv hinsichtlich einer Annahme und
negativ hinsichtlich einer anderen wirken. Tabelle 2 gibt ei-
nen Eindruck von den Problemen, die sich bei unterschiedli-
chen Ausgestaltungen der Ausschreibung ergeben. Flächen-
deckend ausgeschriebene Programme, bei denen die Bezah-
lung nach dem jeweils geforderten Preis erfolgt, haben am
wenigsten Probleme mit Transaktionskosten. Ebenso ist bei
ihnen am ehesten gewährleistet, dass es zu einer Konkur-
renzsituation kommt. Dafür jedoch ergeben sich Probleme,
wenn die Bieter asymmetrische Eigenschaften aufweisen und
es besteht die Gefahr, dass sich ein common knowledge über
den Preis herausbildet und dadurch die Vorteile aus Aus-
schreibungen erheblich gemindert würden.
Tabelle 2: Probleme mit Annahmeverletzungen bei
verschiedenen Ausschreibungsformen
Ausschreibungsform: Hohe Trans- Asymmetrische Leichte Ausbrei- Mangelnde
Bezahlung  aktionskosten Bieter tung von com- Konkurrenz







halt d. Angebotes X( X )
Regionalisierte Ausschreibungen dürften zwar auch mit
Transaktionskosten verbunden sein, vor allem bei der durch-
führenden Institution, doch halten sich diese noch in Gren-
zen. Sie sind besser als andere Ausschreibungsformen in der
Lage, mit asymmetrischen Bietern umzugehen, aber bei ih-
nen kann es ebenfalls leicht zur Herausbildung von common
knowledge  kommen und es könnte Fälle geben, in denen
keine ausreichende Konkurrenzsituation mehr geschaffen
werden kann.Copyright: www.gjae-online.de
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Werden Ausschreibungen so gestaltet, dass der Preis vor-
gegeben wird und die Auswahl nach dem inhaltlichen Ange-
bot erfolgt, so stellt common knowledge ein deutlich geringe-
res Problem dar. Auch die Asymmetrie unter den Bietern
kann auf diese Weise angegangen werden. Dafür jedoch re-
sultieren aus dieser Vorgehensweise hohe Transaktionskos-
ten für die Anbieter, die diese von der Teilnahme an den
Programmen abhalten könnten, sodass sich unter Umständen
das Problem mangelnder Konkurrenz stellt. Zudem dürfte
sich auch die Gefahr von Fehlern bei den Landwirten und der
Behörde erheblich erhöhen, wenn die Gestaltungsmöglich-
keiten bei den Angeboten zu offen formuliert werden. Einen
gangbaren Weg könnten hier komplexe Indikatoren nach
dem Vorbild des Conservation Reserve Program weisen.
Es gibt offensichtlich kein Verfahren, das alle Probleme,
die aus Annahmeverletzungen in der Realität resultieren, be-
seitigt. Dennoch zeigen sich Möglichkeiten, über eine ge-
schickte Auswahl der Ausgestaltungselemente und ihren Zu-
schnitt auf die Gegebenheiten im Einzelfall die Probleme zu
minimieren.
4 Zusammenfassung: Eignung einzelner Agrarumwelt-
programme für Ausschreibungsverfahren
Bei einer Gesamtbeurteilung muss zunächst darauf hingewie-
sen werden, dass eine Ausschreibung so lange keine Effi-
zienzvorteile gegenüber dem Festprämiensystem bieten kann,
wie die betreffenden Fördermittel nicht knapp sind.  Im Ge-
genteil: So lange es politisches Ziel ist, den Anteil extensiv
genutzter landwirtschaftlicher Nutzflächen deutlich zu erhö-
hen, kann Konkurrenz kaum glaubhaft erzeugt werden. Auch
bei Maßnahmen, bei denen Landwirte nur über einge-
schränkte Alternativen zur Erbringung der ausgeschriebenen
Leistung verfügen, ist fraglich, ob eine Ausschreibung über-
haupt sinnvoll und möglich ist.
Kollusion und Absprachen unter den Landwirten sind
vorwiegend dort zu vermuten, wo die Konkurrenz gering ist.
Es ist daher zu empfehlen, möglichst viele Landwirte an ei-
ner Ausschreibungsrunde zu beteiligen und glaubhaft zu ma-
chen, dass nicht alle Angebote zum Zuge kommen können.
Dies führt jedoch nur dann zu Effizienzvorteilen der Aus-
schreibung gegenüber einer Festprämie, wenn eine weitge-
hende Symmetrie der Bieter gewährleistet ist. Soll ein hoher
Anteil der Angebote angenommen werden oder sollen be-
stimmte Regionen in das Programm einbezogen werden, in
denen die Kosten der Programmteilnahme deutlich höher als
in anderen Regionen sind, so muss eine Regionalisierung
oder die Einführung komplexer Indikatoren zur Bieteraus-
wahl erwogen werden, um zu verhindern, dass für Anbieter
mit geringen Kosten jeder Anreiz zur ehrlichen Angabe der
minimalen Kompensationsforderung verloren geht.
Die Akzeptanz der Agrarumweltprogramme kann in allen
Bereichen durch die Ausschreibungssituation sinken, insbe-
sondere durch hohe Transaktionskosten. Es ist zu vermuten,
dass die Transaktionskosten  sowohl für die Behörden als
auch für die Landwirte im Rahmen einer Ausschreibung ge-
nerell zunehmen. Im Gegenzug erhalten Behörden und
Landwirte jedoch zusätzliche Information, die ihre Entschei-
dungen verbessern können. Das Problem des common
knowledge über die ‘richtige’ Gebotshöhe fällt grundsätzlich
weniger ins Gewicht, sofern sich die Rahmenbedingungen
oder das Budget über die Jahre ausreichend ändern. Ge-
schieht dies nicht, können nur andere Ausschreibungsformen
wie z.B. der Vergleich von Leistungen bei gegebener Prämie
Abhilfe schaffen, die jedoch mit höheren Transaktionskosten
verbunden sind.
Die verschiedenen Förderprogramme sind in unterschiedli-
chem Maße für die Anwendung von Ausschreibungen geeig-
net. In dem auf bestimmte wertvolle Biotope zugeschnittenen
Vertragsnaturschutz ist es den Vertretern der Fachbehörden
keineswegs gleichgültig, welche Flächen weiter gefördert
werden. Hier muss nach einhelliger Meinung der in Nord-
rhein-Westfalen befragten Fachleute nach naturschutzfachli-
chen Kriterien – Seltenheit und Gefährdung des Lebensrau-
mes und seiner Arten, Größe, Biotopverbund, Artenreichtum
– entschieden werden, welche Flächen unter Vertrag ge-
nommen werden. Eine Auswahl über den Preis als Folge von
Ausschreibungsverfahren ist deshalb für diese Art von Pro-
grammen abzulehnen. Deutlich besser geeignet sind die Pro-
gramme, bei denen aus ökologischer Sicht eine weitgehende
Austauschbarkeit zwischen den Bietern gegeben ist. Hierzu
gehören Versuche, über Förderprogramme die Zucht be-
drohter Nutztierarten zu sichern oder Erosionsschutzmaß-
nahmen zu gewährleisten, denn hier sind die Anforderungen
weitgehend standardisiert und die Behörden sind gegenüber
dem Standort, an dem die Maßnahme durchgeführt wird, in
gewissem Maße indifferent. Doch ist der Umfang dieser Pro-
gramme oft nicht groß genug, um die zusätzlichen Transakti-
onskosten einer Ausschreibung zu rechtfertigen. Unter den
breit angelegten Agrarumweltprogrammen in Deutschland
sind vor allem allgemeine Extensivierungsmaßnahmen und
die Förderung einer ökologischen Landwirtschaft als die
Programme zu nennen, die sich für die Anwendung von Aus-
schreibungsverfahren am besten eignen.
Für diese Maßnahmen erscheint die Durchführung von
Ausschreibungen trotz gewisser Einschränkungen zukünftig
als wichtige Option für die Allokation von Fördermitteln.
Insbesondere, wenn durch knappe Kassen die Frage relevant
wird, wie denn die begrenzten Mittel effizient und gerecht
unter den teilnahmewilligen Landwirten verteilt werden sol-
len, kann die Ausschreibung hier  eine praktikable und er-
folgversprechende Alternative zur festen Prämie darstellen.
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Beitragsnovellierung
in der landwirtschaftlichen Unfallversicherung
Notwendigkeit und Vorschläge
ENNO BAHRS
Amendment of the Premiums
for the Agrarian Accident Insurance
Many German farmers do no longer accept the annual premiums for
the state accident insurance, which sometimes reach a considerable
degree. The farmers are of the opinion that the specific accident risk
of each farm has to be taken into account. So far, the agrarian pro-
fessional associations as representatives of the state accident in-
surance, predominantly measure the premium standards by acre/
hectare which no longer fulfils the equivalence principle.
The merger of some agrarian professional associations, which
take place at present or are planned in the near future, should be
regarded as an opportunity to institutionalize new and more appro-
priate premium standards. They have to be adapted anyway, as a
merger usually means the standardization of two or more different
premium standards. Inevitably there will be redistributions of the
premium burden. The present time is ideal to use simultaneously a
premium standard that is viable in the future.
This essay analyses the predominantly used premium standards
and suggests appropriate methods to measure future standards.
Key words: professional associations in agriculture; premium
standards; accident risk; equivalence principle
Zusammenfassung
Viele deutsche Landwirte akzeptieren die zum Teil erheblichen jähr-
lichen Beiträge zur gesetzlichen Unfallversicherung nicht mehr. Sie
sind der Ansicht, dass das betriebsspezifische Unfallrisiko stärker
berücksichtigt werden muss (Äquivalenzprinzip).
Die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften als Träger der
gesetzlichen Unfallversicherung verwenden bislang vorwiegend
flächenbezogene Beitragsmaßstäbe, die dem geforderten Äquiva-
lenzprinzip nicht mehr ausreichend gerecht werden. Die derzeit
durchgeführten und in der nächsten Zeit angestrebten Fusionen
zwischen einzelnen Berufsgenossenschaften sollten zum Anlass
genommen werden, neue, angemessenere Beitragsmaßstäbe zu
institutionalisieren. Sie müssen ohnehin angepasst werden, denn
eine Fusion bedeutet in der Regel auch, zwei oder mehr Beitrags-
maßstäbe zu vereinheitlichen. Dabei sind Umverteilungen der Bei-
tragsbelastung unvermeidbar. Der gegenwärtige Zeitpunkt ist ideal,
gleichzeitig einen zukunftsfähigen Beitragsmaßstab einzusetzen.
Dieser Aufsatz analysiert die vorwiegend genutzten Beitragsmaß-
stäbe und gibt Anregungen für den Einsatz angemessener Metho-




Der Strukturwandel in der Landwirtschaft hat auch erhebli-
che Auswirkungen auf die Organisation und die Beitrags-
gestaltung der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften
(BG) als Träger der gesetzlichen Unfallversicherung in der
Landwirtschaft. Im Zuge des Gesetzes zur Organisationsre-
form der landwirtschaftlichen Sozialversicherung (LSV
OrgG) soll die Anzahl der landwirtschaftlichen Sozial-
versicherungsträger und damit auch der Berufsgenossen-
schaften von ursprünglich 20 auf maximal 9 begrenzt
werden (inklusive der BG Gartenbau). Die Fusionen sollten
als Anlass zur grundsätzlichen Überprüfung des Beitrags-
maßstabes genutzt werden, da ohnehin eine Abstimmung
der Beitragsmaßstäbe vorgenommen werden muss. Ein
umzustellender, zukunftsgerechter Beitragsmaßstab könnte
angezeigt sein, sofern keine erheblichen Umverteilungsef-
fekte entstehen, die eine Fusion in Frage stellen könnten.
Somit besteht jetzt ein günstiger Zeitpunkt, Beitragsmaß-
stäbe zu wählen, die viel stärker als in der Vergangenheit
das versicherungsimmanente Äquivalenzprinzip verfolgen.
D.h., die Versicherungsbeiträge sollen sich stärker am Er-
wartungswert der Schäden orientieren und damit eine grö-
ßere Beitragsgerechtigkeit zwischen den Betriebsgrößen
und –systemen herbeiführen.